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"SO NICHT" lautet das Motto, unter dem das BSW eine landesweite Kampagne

gegen die Sozialreformen der Bundesregierung gestartet hat - ab Mitte August

hängen dazu im Freistaat Großplakate aus, flankiert von zahlreichen

parlamentarischen Initiativen. 

Mehr Sicherheit und mehr Bürgerrechte sind ebenfalls große Themen – beides

hat das BSW in langwierigen Verhandlungen mit der CDU-/SPD-

Minderheitskoalition zum neuen Polizeigesetz erreicht. Siehe dazu im

untenstehenden Artikel. 

Ähnlich wie das Polizeigesetz ist auch das Thema Windenergie eines, das die

Gemüter der Menschen erregt. Der wirtschaftspolitische Sprecher der BSW-

Fraktion im Sächsischen Landtag, Ralf Böhme, hat dazu einmal die BSW-

Positionen dargestellt.

Für alle weiterführenden Informationen legen wir Euch unseren Internetauftritt

unter www.bsw-fraktion-sachsen.de ans Herz und empfehlen auch einen Blick

und Klick auf unsere Accounts in den Sozialen Medien bei Facebook, Instagram,

TikTok, X und YouTube. Reinschauen lohnt sich, abonnieren sowieso.
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1. „So nicht!“ – landesweite BSW-Kampagne gegen Sozialkürzungen

Fast täglich werden neue Reform- und Kürzungsvorschläge diskutiert – bei der

Pflege, der Gesundheit, Familien, Kitas, Schulen oder den Kommunen. Nicht jede



Idee wird am Ende umgesetzt. Aber jede neue Debatte verunsichert die Menschen

ein Stück mehr.

Genau deshalb startet die BSW-Fraktion im Sächsischen Landtag im August ihre

landesweite Kampagne „SO NICHT!“. Mit Großflächenplakaten im ganzen Freistaat

und konkreten parlamentarischen Initiativen setzt sie ein klares Zeichen:

Notwendige Reformen dürfen nicht zulasten von Pflegebedürftigen, Familien,

Beschäftigten, Kindern oder Kommunen gehen.

Die Kampagne verbindet öffentliche Aufmerksamkeit mit konkreter

parlamentarischer Arbeit. Erste Anträge hat die BSW-Fraktion bereits eingebracht,

weitere werden folgen.

Sachsen ist von den aktuellen Entwicklungen besonders betroffen. Der Freistaat

gehört zu den Bundesländern mit dem höchsten Altersdurchschnitt. Zugleich

kämpfen insbesondere ländliche Regionen mit Ärztemangel,

Apothekenschließungen, steigenden Pflegekosten und einer zunehmend

ausgedünnten sozialen Infrastruktur. Kommunen fehlt vielfach das Geld, um

freiwillige Angebote, Begegnungsorte und wichtige Einrichtungen dauerhaft zu

erhalten.

So verliert Heimat Stück für Stück an Lebensqualität.

„Reformen sind notwendig. Aber Reform darf nicht bedeuten, dass Pflegebedürftige

ihr Erspartes aufbrauchen, Familien stärker belastet werden und Kommunen für

Entscheidungen aus Berlin bezahlen müssen“, sagt dazu Ronny Kupke,

Vorsitzender der BSW-Fraktion im Sächsischen Landtag. „Wer bei Gesundheit,

Pflege, Bildung und sozialer Infrastruktur kürzt, spart nicht – er verlagert Kosten und

verschärft die Probleme. Genau dazu sagen wir: SO NICHT!“

Das BSW legt konkrete Vorschläge vor, um soziale Sicherheit sogar zu stärken:

Pflege bezahlbar halten: Eigenanteile in Pflegeheimen deutlich und dauerhaft

begrenzen, pflegende Angehörige besser beraten und entlasten sowie

kommunale Pflege- und Unterstützungsstrukturen stärken.

Gesundheitsversorgung sichern: Hausarztpraxen und Apotheken insbesondere

im ländlichen Raum stabilisieren, regionale Versorgungsstrukturen ausbauen

und die psychotherapeutische Versorgung von Kindern und Jugendlichen

verbessern.

Kitas und Schulen erhalten: Flexible Lösungen für kleine Einrichtungen, die

Lehrer- und Fachkräfteversorgung verbessern sowie Schulsozialarbeit und

multiprofessionelle Teams stärken.

Familien entlasten: Familien und Alleinerziehende finanziell unterstützen,

individuelle Hilfen für Kinder und Menschen mit besonderem

Unterstützungsbedarf sichern und die beitragsfreie Familienversicherung

erhalten.

Sozialen Zusammenhalt stärken: Niedrigschwellige, barrierefreie und

konsumfreie Begegnungsorte erhalten und insbesondere in ländlichen

Regionen ausbauen.

Soweit bundesgesetzliche Änderungen erforderlich sind, soll sich die

Staatsregierung gegenüber der Bundesregierung und über den Bundesrat für

entsprechende Lösungen einsetzen. Auch die geplanten Einschnitte im sächsischen



Doppelhaushalt 2027/2028 müssen verhindert werden und schon beschlossene

Einschnitte kritisch überprüft werden.

Die Kampagne „SO NICHT!“ ist deshalb mehr als eine Plakataktion. Sie verbindet

öffentlichen Widerspruch mit konkreten parlamentarischen Initiativen. Sachsen

braucht eine Politik, die wieder in Menschen investiert – in Familien, Kinder und

Jugendliche, Gesundheit, Pflege, Bildung und den gesellschaftlichen

Zusammenhalt!

Hier geht es zu Kampagnenwebseite: https://bsw-fraktion-sachsen.de/fuer-die-

menschen/

2. Das Polizeivollzugsdienstgesetz wurde beschlossen

Es war ein Kraftakt: Sachsen hat ein neues Polizeivollzugsdienstgesetz (PVDG),

das an entscheidenden Stellen die Handschrift des BSW trägt.

Rund ein halbes Jahr lang haben die Abgeordneten Bernd Rudolph und Ines

Biebrach mit CDU und SPD über den Gesetzentwurf verhandelt. Dabei verfolgte das

BSW zwei klare Ziele: Die Polizei muss angesichts neuer Formen von Kriminalität

handlungsfähig bleiben. Organisierte Kriminalität, Terrorismus und die Digitalisierung

stellen die Sicherheitsbehörden vor neue Herausforderungen. Gleichzeitig mussten

die Eingriffsbefugnisse so ausgestaltet werden, dass Freiheitsrechte wirksam

geschützt und übermäßige Eingriffe verhindert werden.

Das Ergebnis dieser Verhandlungen kann sich sehen lassen. So wurde die

Einführung des Tasers im regulären Polizeivollzugsdienst verhindert. Das BSW

setzte außerdem zusätzliche rechtsstaatliche Grenzen für die biometrische

Fernidentifizierung durch und schärfte die Voraussetzungen für automatisierte

Datenanalysen deutlich nach. Besonders wichtig war der Fraktion zudem die digitale

Souveränität: Mit einem vom Innenausschuss beschlossenen Antrag soll der

Freistaat Sachsen künftig auf Software des US-Unternehmens Palantir verzichten.

Darüber hinaus wurden für die Entwicklung, das Training und das Testen KI-

gestützter Systeme klare Vorgaben geschaffen. Intransparente Black-Box-Systeme

kommen für das BSW nicht in Betracht.

Bernd Rudolph, innenpolitischer Sprecher der BSW-Fraktion und ehemaliger

Polizeibeamter, zieht eine klare Bilanz:

„Die Verhandlungen haben gezeigt, dass die Alternative nicht zwischen

uneingeschränkter Zustimmung und pauschaler Ablehnung bestand. Die

https://bsw-fraktion-sachsen.de/fuer-die-menschen/
https://bsw-fraktion-sachsen.de/fuer-die-menschen/


entscheidende Frage war, ob man bereit ist, einen Gesetzentwurf an den

entscheidenden Stellen zu verändern. Genau diesen Weg sind wir gegangen. Wir

haben uns nicht von politischen Kampagnen oder Schlagworten leiten lassen,

sondern den Gesetzentwurf, die Anhörungen und die Argumente sorgfältig geprüft.

Die BSW-Fraktion hat weder Forderungen nach immer weitergehenden

Eingriffsbefugnissen übernommen noch jede neue Befugnis grundsätzlich

abgelehnt. Wir haben einen eigenständigen Weg gewählt. Freiheit und Sicherheit

dürfen nicht gegeneinander ausgespielt werden.“

Fraktionsvorsitzender Ronny Kupke erklärt: „Ohne die vom BSW durchgesetzten

Änderungen hätten wir diesem Gesetz nicht zustimmen können. Erst diese

Korrekturen haben dafür gesorgt, dass aus unserer Sicht kein übergriffiges

Polizeigesetz entsteht. Sicherheit braucht Befugnisse – Freiheit braucht Grenzen.

Beides haben wir in den Verhandlungen durchgesetzt.“

Der Fraktion war bewusst, dass es sich um eines der sensibelsten

Gesetzgebungsvorhaben dieser Legislatur handelt. Deshalb wurden die

Verhandlungen kontinuierlich in der Fraktion begleitet und intensiv diskutiert.

Zugleich stellte sich insbesondere Bernd Rudolph in zahlreichen parteiinternen

Veranstaltungen den Fragen der Mitglieder und erläuterte den Fortgang der

Gespräche.

Die Verabschiedung des Polizeivollzugsdienstgesetzes zeigt, dass das BSW bereit

ist, politische Verantwortung zu übernehmen, ohne dabei seine Grundsätze

aufzugeben. Wo Veränderungen notwendig sind, gestaltet das BSW mit. Wo

Freiheitsrechte gefährdet sind, zieht es klare Grenzen. Genau diese Balance

zwischen einem handlungsfähigen Staat und einem starken Rechtsstaat

kennzeichnet die Handschrift des BSW.

Bernd Rudolph, MdL, Zwickau Mail: bernd.rudolph@slt.sachsen.de 

Mitglied und Obmann im Ausschuss für Inneres, Kommunales und Sport: Mitgleid im Haushalts- und

Finanzausschuss; Mitglied in der Enquete-Kommission Kommunalhaushalte; Sprecher für Digitalisierung,

innenpolitischer Sprecher, kommunalpolitischer Sprecher

3. Themenschwerpunkt: Windenergie



I. Ausgangssituation

Der ungesteuerte Ausbau der erneuerbaren Energien ohne adäquat durchdachtes

Konzept seit Einführung des EEG im Jahr 2000 bei gleichzeitigem Ausstieg aus der

Kernkraft und Kohle hat zu fundamentalen Problemen der Energieversorgung in

Deutschland geführt. Das Niveau von Versorgungssicherheit beziehungsweise -

stabilität ist gesunken. Dies zeigt sich u.a. darin, dass regelmäßig kurzfristig

Überkapazitäten an Nachbarstaaten abgegeben (2024: 457 Stunden mit negativen

Preisen, bis Mitte Dezember 2025: 575 Stunden) bzw. dass Deutschland Strom-

Nettoimporteur ist. Ebenso sind Strom- bzw. Energiepreise in Deutschland auf

einem weltrekordverdächtigen Niveau angelangt. Die starren Flächenziele nach

Bundesgesetzgebung bewirken Ausbauzwänge gegen Landschaftsschutz,

Tourismus, Landwirtschaft und die Akzeptanz der Bevölkerung. Einzelne Gebiete

erleben extremen Ausbaudruck, da umfangreiche Flächen (Metropolen,

Schutzgebiete) nicht genutzt werden können.

II. Politische Positionierung

Der bundespolitisch vorgegebene Zwang zur Erreichung von Flächenzielen beim

Ausbau der Windenergie ist ein Irrweg und trifft in weiten Teilen der Bevölkerung in

Sachsen auf Unbehagen bzw. Widerstand. Eine Energiepolitik im Sinne des BSW

legt den Fokus auf Grundlast- und Versorgungssicherheit und bezahlbare,

wettbewerbsfähige Preise. Die Auswahl der Energiequellen hat auf dieser Basis zu

erfolgen. Eine Rückkehr zu Verhältnissen eines Energiemixes von vor 25 bis 30

Jahren bleibt jedoch unrealistisch. Die ideologisch motivierten politisch

festgeschriebenen Ziele der sogenannten CO2-Reduzierung stellen

Fehlentscheidungen dar, was ein erhebliches Risiko für die Wettbewerbsfähigkeit

und den Wohlstand in Europa darstellt.

III. Politische Zielstellungen

Die Umsetzung politischer Ziele hinsichtlich notwendiger Änderungen in der

Energiepolitik ist auf mehreren Pfaden anzustreben. Dabei ist zu berücksichtigen,

dass energiepolitische Weichenstellungen hauptsächlich auf Bundes- und

europäischer Ebene erforderlich sind und somit auf sächsischer Ebene politischer

Druck auf die Staatsregierung bzw. auf die Regierungsparteien ausgeübt werden

muss, sich entsprechend zu positionieren. Möglichkeiten von Korrekturen auf Ebene

des Freistaats sind gleichwohl auszuschöpfen. 

Unser politisches Wirken orientiert sich an folgenden Zielen:

Erarbeitung eines technologieoffenen Energieversorgungskonzepts für

Deutschland

Korrektur der willkürlich gesetzten CO2-Reduktionsziele auf Bundes- und

Europaebene: Reduzierung der Emissionen (in erster Linie CO2) ist

grundsätzliches Ziel, CO2 -Neutralität bleibt unrealistisch, konkrete

Terminhorizonte (2045, 2050) sind abzuschaffen

Flächenziel für Windenergie von 2% auf Bundesebene ist abzuschaffen,

ebenso Privilegierungen im Baurecht

Moratorium für Ausbau der Windenergie erforderlich (parallel zur Abschaffung

des Flächenziels), bis Balance zwischen Einspeisekapazität und

Netz-/Speicherkapazität hergestellt ist

Ausbau der Windkraft im Wald ist abzulehnen



Ausbau der Windkraft soll nicht gegen Bevölkerung geschehen, wir sind auch

in dieser Hinsicht Partei der Bürgerbeteiligung – im Rahmen der Gesetzeslage.

Ralf Böhme, MdL, Dresden; Mail: ralf.boehme@slt.sachsen.de 

Mitglied im Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit, Energie und Klimaschutz; Sprecher für Sport, Wirtschaft,

Energie, Tourismus

4. Aus dem Alltag eines Fachpolitikers: Uta Knebel (Finanzpolitik,

Bürokratieabbau, Verwaltungsmodernisierung, Wohnungspolitik)

Als Sprecherin für Finanzen der Fraktion bin ich Mitglied im Haushalts- und

Finanzausschuss des Sächsischen Landtages und bekleide dabei die Rolle der

Obfrau. Die Funktion der Sprecherin für Finanzpolitik habe ich vor dem Hintergrund

meines betriebswirtschaftlichen Studiums an der TU Dresden und meiner Tätigkeit

auf kommunaler Ebene auf dem Gebiet der Haushaltpolitik inne.

Aus diesen Tätigkeiten kenne ich die Herausforderungen der kommunalen Ebene

und weiß um die notwendigen Neuregelungen in Bezug auf bessere finanzielle

Ausstattung der kommunalen Ebene. Wir sind auf dem Weg, der Regierung Wege

aufzuzeigen, um Daseinsvorsorge (z.B. Bildung, Kultur, Sport, Verbraucherschutz,

soziale Angebote usw.) aufzuzeigen. In diesem Zusammenhang ist uns bewusst,

dass eine gute Wirtschaft und Landwirtschaft die Voraussetzung für ein gutes Leben

in Sachsen die Basis bilden. Dass die richtigen Rahmenbedingungen entstehen,

kann ebenfalls durch eine verantwortungsvolle Finanzpolitik erreicht werden.

Mögliche Wege zur besseren Finanzausstattung der Kommunen werden derzeit in

der Enquete Kommission FAG beleuchtet, in der ich ebenfalls Mitglied bin.

Wohnungspolitik beschäftigt mich seit Jahren, da ich seit 1998 Vorstandsvorsitzende

eines Mietervereins bin und viele Jahre auf dem Gebiet der Wohnungsverwaltung

gearbeitet habe. Durch die langjährige Arbeit als Aufsichtsratsmitglied einer

kommunalen Wohnungsgesellschaft habe ich mein Wissen noch mehr vertiefen

können.

Wohnpolitik als Mittel der strukturellen Entwicklung von Regionen spielt zurzeit eine

entscheidende Rolle. Fragen wie: Wie lässt sich Landflucht verhindern? Was kann

man gegen Wohnungsnot in den Großstädten tun? Eine mögliche Lösung – S-Bahn-

Taktung zwischen Ober- und Unterzentren.



Uta Knebel, MdL, Meißen; Mail: uta.knebel@slt.sachsen.de

Mitglied und Obfrau im Haushalts- und Finanzausschuss; Mitglied im Petitionsausschuss; Mitglied in der

Enquete-Kommission Kommunalhaushalte; Sprecherin für Finanzpolitik, Bürokratieabbau,

Verwaltungsmodernisierung, Wohnungspolitik

5. Themenhighlights des letzten Quartals (nachfolgend veröffentlicht sind die

entsprechenden Pressemitteilungen)

34-Punkte-Paket von CDU/SPD: Etikettenschwindel (3.7.2026)

Zum von CDU/CSU und SPD vorgestellten 34-Punkte-Paket „für Aufschwung und

Beschäftigung“ erklärt Ronny Kupke, Vorsitzender der BSW-Fraktion im

Sächsischen Landtag:

„Dieses Paket ist kein Aufbruch, sondern ein Etikettenschwindel. Die

Bundesregierung verspricht Entlastung, liefert aber an zentralen Stellen nur mehr

Druck auf Beschäftigte, Unsicherheit für Familien und neue Zumutungen für Kranke.

Wer sachgrundlose Befristungen auf bis zu vier Jahre ausweiten will, macht

Lebensplanung unmöglich. Und wer die Krankschreibung ab dem ersten Tag

erzwingt, stellt Millionen Arbeitnehmer unter Generalverdacht und treibt

Hausarztpraxen, die ohnehin am Limit sind, in den Kollaps.“

Die BSW-Fraktion kritisiert insbesondere, dass die angekündigten

Steuerentlastungen viel zu spät kommen. Familien, Rentner und kleine Betriebe

brauchen jetzt Entlastung bei Energie, Lebensmitteln und Mieten – nicht erst vage

Versprechen für das Jahr 2027.

Kupke ergänzt: „Die Menschen in Sachsen leiden nicht an zu viel sozialer

Sicherheit. Sie leiden an explodierenden Preisen, zu niedrigen Löhnen, kaputten

Schulen und einer Wirtschaftspolitik, die den Mittelstand im Stich lässt.

Bürokratieabbau ist richtig – darf aber kein Vorwand sein, um Arbeitnehmerrechte

oder soziale Standards zu schleifen.“

Aus Sicht der BSW-Fraktion enthält das Paket drei grundlegende

Konstruktionsfehler:

1. Die arbeitende Mitte wird vergessen: Nötig wären ein deutlich höherer

Grundfreibetrag und eine spürbare Entlastung kleiner und mittlerer Einkommen

– fair gegenfinanziert durch die Besteuerung von extremen Vermögen und

Finanzspekulationen.

2. Der Arbeitsmarkt wird unsicherer: Vier Jahre sachgrundlose Befristung

bedeuten vier Jahre Unsicherheit bei der Wohnungs- und Familienplanung.

Das ist keine moderne Politik, sondern ein Geschenk an Arbeitgeber, die ihr

unternehmerisches Risiko abwälzen wollen.

3. Misstrauen statt Vernunft im Sozialstaat: Wer Kranke unter Druck setzt, stärkt

nicht die Gesundheit, sondern verschärft die Zwei-Klassen-Medizin. Wir

brauchen schnellere Facharzttermine und Krankenhäuser in öffentlicher

Verantwortung, keine Symbolpolitik auf dem Rücken der Patienten.

Die BSW-Fraktion fordert die Sächsische Staatsregierung auf, im Bundesrat klar

Stellung zu beziehen:

Nein zur Ausweitung sachgrundloser Befristungen.

Schluss mit der Krankschreibungspolitik unter Generalverdacht.



Sofortige Entlastung bei Energiepreisen und Sozialabgaben.

Ein massives Investitionsprogramm für Schulen, Krankenhäuser, Wohnen und

den Mittelstand.

Abschließend betont Kupke: „Sachsen braucht keine Reformrhetorik aus Berlin,

sondern eine Politik, die den Alltag der Menschen leichter macht. Das BSW steht für

wirtschaftliche Vernunft und soziale Gerechtigkeit. Genau daran werden wir dieses

Paket messen.“

BSW zum Regierungsentwurf des Doppelhaushalts 27/28: große

Skepsis (3.7.2026)

Die Sächsische Staatsregierung hat heute den Entwurf für den Doppelhaushalt

2027/2028 mit einem Rekordvolumen von rund 53,5 Milliarden Euro vorgestellt. Die

BSW-Fraktion im Sächsischen Landtag reagiert auf die ersten Ankündigungen aus

der Staatskanzlei mit tiefer Skepsis und kündigt eine detaillierte Prüfung des

Zahlenwerks an.

Bereits vor einem Jahr hatte das BSW bei den Verhandlungen zum Doppelhaushalt

2025/2026 vehement eine gezielte Kreditaufnahme gefordert, um die tiefgreifende

Unterfinanzierung der sächsischen Kommunen zu stoppen und dringend notwendige

Investitionen in die regionale Infrastruktur sowie die Wirtschaftsausrichtung zu

sichern.

Es ist ausdrücklich anzuerkennen, dass die Staatsregierung nun – wenn auch mit

einjähriger Verspätung – die wirtschaftspolitische Realität akzeptiert und einsieht,

dass die damaligen Warnungen und finanzpolitischen Forderungen des BSW von

Anfang an berechtigt und richtig waren.

Ronny Kupke, Vorsitzender der BSW-Fraktion im Sächsischen Landtag, erklärt:

„Wir begrüßen ausdrücklich, dass Sachsen den durch die neue Verschuldungsregel

eröffneten Spielraum nutzt. Gerade die Kommunen brauchen jetzt Luft zum Atmen,

und notwendige Investitionen dürfen nicht weiter aufgeschoben werden.

Entscheidend ist aber, dass diese Kreditaufnahme nicht zum Ersatz für echte

Strukturreformen wird. Neue Schulden sind nur dann verantwortbar, wenn sie gezielt

in Zukunftsinvestitionen, funktionierende öffentliche Daseinsvorsorge und eine

spürbare Entlastung der Städte, Gemeinden und Landkreise fließen.“

Uta Knebel, haushaltspolitische Sprecherin der BSW-Landtagsfraktion, ergänzt:

„Ein historischer Rekordetat auf dem Papier nützt den Bürgerinnen und Bürgern in

Sachsen überhaupt nichts, wenn das Geld an den falschen Stellen versickert oder

durch den Bund verursachte Kosten auf die Kommunen abgewälzt werden. Wir

sehen den heute präsentierten Ankündigungen der Staatsregierung mit großer

Skepsis entgegen. Bevor wir diesen Entwurf abschließend bewerten, werden wir

jede einzelne Position und jedes Detail akribisch prüfen.“

Mit Befremden stellt die BSW-Fraktion fest, dass nach der ersten Durchsicht der

heutigen offiziellen Verlautbarungen der Staatsregierung eine dringend notwendige

und strukturelle Änderung des Sächsischen Finanzausgleichsgesetzes (SächsFAG)

mit keinem Wort erwähnt oder erwogen wird. Die immer wieder diskutierte Reform

des SächsFAG wird vom BSW schmerzlich vermisst. Ohne eine grundlegende

gesetzliche Neuausrichtung des Finanzausgleichs bleibt jede finanzielle Zuweisung

an die Städte, Gemeinden und Landkreise nur Stückwerk.



Zwar deutet die Staatsregierung an, die Kommunen durch Programme wie die

Digitalisierung der Verwaltung oder über den kommunalen Finanzausgleich stützen

zu wollen, doch eine ausreichende und nachhaltige Stärkung der kommunalen

Ebene, die vor allem unter den explodierenden Soziallasten leidet, ist im derzeit

vorliegenden Entwurf nicht wirklich zu erkennen. Kosmetische Korrekturen reichen

längst nicht mehr aus, um den drohenden Kollaps der kommunalen Haushalte

abzuwenden.

Die BSW-Fraktion wird sich daher nicht auf die unzureichenden Vorschläge der

Regierung verlassen. Die Fraktion kündigt mit dem Fokus auf die Stärkung der

Kommunen an, mit einem eigenen, umfassenden und solide durchgerechneten

Konzept in die anstehenden Haushaltsverhandlungen im Sächsischen Landtag zu

gehen. Das BSW-Konzept wird den Fokus konsequent auf eine echte, strukturelle

Entlastung der Kommunen, die Sicherung der sozialen Infrastruktur und den Stopp

des bürokratischen Wildwuchses legen.

VW-Belegschaft Zwickau blutet für bundespolitische

Fehlentscheidungen  (27.6.2026)

Weniger als zwei Jahre nach einem Tarifabschluss mit Standortgarantien wird der

Mitarbeiterschaft in Zwickau die Schließung „ihres“ Werks angedroht. Die

Sanierungsbedürftigkeit des VW-Konzerns geht auf die jahrelange, von der

Bundespolitik betriebene Schwächung der Autoindustrie in Deutschland zurück. In

gleichem Maß wurde durch die Strategielosigkeit bei Vorstand und Aktionärsfamilien

sowie das planlose Hineinstolpern in die E-Autoproduktion die Wettbewerbsfähigkeit

von VW massiv geschwächt.

Ralf Böhme, wirtschaftspolitischer Sprecher der BSW-Fraktion: „Es ist nicht

hinnehmbar, dass der Standort in Zwickau erst in die Falle der ausschließlichen E-

Autoproduktion gelockt wird und dann trotz erwiesener hoher Profitabilität geopfert

werden soll. Die Staatsregierung muss deutlich Druck auf den VW-Konzern

ausüben, um ein solches Szenario zu verhindern.“

Empfehlungen der Rentenkommission: ungerechte Umverteilung (24.6.2026)

Zur Veröffentlichung der 33 Empfehlungen der Rentenkommission erklärt die BSW-

Fraktion im Sächsischen Landtag:

Die Rentenkommission hat heute ihre 33 Empfehlungen vorgelegt. Auch wenn der

Veränderungswille erkennbar ist und die Zeit drängt, so ist das Ergebnis ein

Dokument der ungerechten Umverteilung: Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer

sollen länger arbeiten, mehr einzahlen und am Ende trotzdem weniger erhalten,

sofern sie nicht zusätzlich privat vorsorgen.

Ronny Kupke, Fraktionsvorsitzender und Vorsitzender des Ausschusses für

Soziales, Gesundheit und Gesellschaftliches Miteinander, sagt deutlich: „In der

Pressekonferenz heute früh kommentierte Bundeskanzler Friedrich Merz die

Reformvorschläge allen Ernstes damit, dass sich kein Bürger Sorgen machen

müsse. Es offenbart sich aber erneut, dass großzügig von unten nach oben verteilt



wird. Zu sagen, die Bürger sollen einfach länger arbeiten, kann auch nur jemand

fordern, der keinen Tag in seinem Leben körperlich hart gearbeitet hat. Dies ist kein

Rentenkonzept für die Menschen im Freistaat. Es ist ein Konzept für all jene, die es

sich eh schon leisten können.“

So soll das Renteneintrittsalter auf 67,5 Jahre steigen, die abschlagsfreie Rente für

langjährig Versicherte abgeschafft werden. Allerdings sind

Lebenserwartungsgewinne ungleich verteilt. Wer 45 Jahre auf dem Bau oder in der

Pflege gearbeitet hat, hält statistisch kürzer durch als der Durchschnitt. In Sachsen

kommen gebrochene Erwerbsbiografien aus den 1990er Jahren erschwerend hinzu:

Betriebsschließungen, Arbeitslosigkeit, Niedriglohnphasen.

Die Kommission setzt eine Nettoersatzquote von mindestens 70 Prozent als

politische Zielgröße. Was ambitioniert klingt, wird durch das Kleingedruckte zur

Illusion: Diese 70 Prozent sollen über alle drei Säulen zusammen erreicht werden;

also nur dann, wenn jemand zusätzlich betrieblich und privat vorgesorgt hat. Wer

das nicht leisten konnte oder kann, bekommt weniger.

Die Kommission will eine obligatorische kapitalgedeckte Renten-Komponente

einführen: zwei Prozent zusätzlicher Beitrag, am Kapitalmarkt angelegt. Das ist der

Einstieg in die Privatisierung der Altersvorsorge. Kapitalmarktrenditen sind keine

Garantie. Am Kapitalmarkt verdient nur, wer Risiken eingeht oder sie aussitzen

kann. Das BSW steht für den Ausbau der gesetzlichen Rentenversicherung, nicht für

ihre schleichende Aushöhlung durch renditeorientierte Kapitalkonten.

Was richtig ist: Die Empfehlung, Selbständige, Beamte, Abgeordnete und Vorstände

von Aktiengesellschaften in die gesetzliche Rentenversicherung einzubeziehen. Wir

als BSW fordern das schon immer. Das österreichische Modell zeigt: Wer alle

Erwerbstätigen einbezieht, stärkt das System strukturell und schafft echte Solidarität

zwischen allen gesellschaftlichen Gruppen. Doch die Kommission schwächt diesen

Ansatz durch Ausnahmen und lange Übergangsfristen ab. Was als Systemwechsel

klingt, bleibt ein zahnloser Papiertiger. Ebenfalls richtig ist: Die Abschaffung der

Zwangsverrentung von Langzeitarbeitslosen und die Stärkung des Freibetrags in der

Grundsicherung; Punkte, die das BSW ausdrücklich unterstützt.

Sachsen ist ein Bundesland mit einer der ältesten Bevölkerungen Deutschlands und

der Rentenanteil steigt kontinuierlich. Eine verlässliche gesetzliche Rente ist hier

kein sozialpolitisches Randthema, sondern wirtschaftliche Grundlage ganzer

Regionen.

Ronny Kupke zieht Bilanz: „Die Kommission bleibt ein klares Nein zu weiteren

Rentenalteranhebungen schuldig. Fernerhin fehlt ein Konzept, das ostdeutsche

Erwerbsbiografien mit gebrochenen Verläufen ausdrücklich berücksichtigt, eine

armutsfeste Mindestrente ohne Privatvorsorge-Bedingung vorsieht und eine

Finanzierungsreform entwirft, die auf echter Verbreiterung der Beitragsbasis beruht

und nicht auf Kapitalmarktspekulation.“

Wir fordern:

1. Kein höheres Renteneintrittsalter! Nicht auf 67,5, nicht darüber hinaus. Der

Riegel muss gesetzlich verankert werden.

2. Eine ECHTE Erwerbstätigenversicherung nach österreichischem Vorbild! Alle

zahlen ein, alle profitieren, ohne Hintertüren für Privilegierte.



3. Armutsfestes Rentenniveau ohne Privatvorsorge-Bedingung! Wer 45 Jahre

gearbeitet hat, darf nicht auf Grundsicherung angewiesen sein.

4. Keine Kapitalmarktkomponente in der gesetzlichen Rentenversicherung!

Verlässlichkeit geht vor Risiko und Renditeversprechen.

5. Endlich eine Anerkennung ostdeutscher Erwerbsbiografien!

Ronny Kupke abschließend: „Wer durch die ostdeutschen Umbrüche der 1990er

Jahre Lücken im Lebenslauf hat, darf dafür nicht im Alter bestraft werden. Wir

fordern die Bundesregierung auf, die Empfehlungen der Rentenkommission nicht

ungeprüft in Gesetze zu gießen. Der Auftrag ist klar: Altersarmut verhindern, das

Rentenniveau sichern und die gesetzliche Rentenversicherung strukturell stärken.

Bislang werden die 33 Empfehlungen in ihrer jetzigen Form dem nicht gerecht.“

Angriff auf die Wissenschaftsfreiheit: TU Dresden löst Ethikkommission

auf (6.6.2026)

Die Fraktion des Bündnisses Sahra Wagenknecht (BSW) im Sächsischen Landtag

verurteilt das drakonische Vorgehen des Rektorats der Technischen Universität

Dresden gegen die universitätseigene Ethikkommission aufs Schärfste. Die

temporäre Auflösung der Kommission „Verantwortung in der Wissenschaft“ (KVW)

sowie die Erstattung einer Strafanzeige wegen des bekanntgewordenen

Rüstungsvertrags mit dem israelischen Rüstungskonzern Elbit Systems sind ein

beispielloser und unhaltbarer Angriff auf die demokratische Diskurskultur und die

Transparenz an sächsischen Hochschulen.

Die KVW und der Studentenrat (StuRa) der TU Dresden genießen in ihrem

Widerstand gegen diesen Rüstungsdeal die volle und uneingeschränkte

Unterstützung der BSW-Landtagsfraktion.

Die TU Dresden ist eine mit öffentlichen Mitteln finanzierte Lehr- und

Forschungseinrichtung. Aus diesem Status erwächst eine besondere Verantwortung

gegenüber der gesamten Gesellschaft. Dass die Universitätsleitung kritische

Kontrollgremien kurzerhand ausschaltet, sobald deren fast einstimmiges Votum nicht

den wirtschaftlichen Interessen oder den Plänen des Rektorats entspricht,

widerspricht dem Kernauftrag einer freien, moralisch verantwortungsvollen

Wissenschaft – Universitäten sind dem Gemeinwohl verpflichtet, nicht

Rüstungskonzernen.

Der verheimlichte Forschungsauftrag zur Optimierung der Motoren der militärischen,

bewaffnungsfähigen Elbit-Drohne Hermes 900 zeigt schmerzhaft, wie dringend

Sachsen eine rechtliche Schranke gegen die Militarisierung der Forschung benötigt.

Das BSW fordert daher die unverzügliche Aufnahme einer verbindlichen Zivilklausel

in die Grundordnung der TU Dresden, um militärische Forschungsprojekte

konsequent und dauerhaft auszuschließen.

Zudem muss das Rektorat die Strafanzeige wegen des Leaks umgehend

zurückziehen. Whistleblower, die solche Missstände und das Übergehen

demokratischer Gremien aufdecken, handeln im überragenden Interesse der

Allgemeinheit und verdienen Schutz statt Kriminalisierung.

Prof. Dr. Jörg Scheibe, Sprecher für Wissenschaft und Hochschulen der BSW-

Fraktion im Sächsischen Landtag, erklärt hierzu: „Wissenschaft darf sich nicht im



Geheimen an die Rüstungsindustrie verkaufen. Als öffentlich finanzierte Institution

steht die TU Dresden in der Pflicht, lückenlose Transparenz zu wahren und sich der

ethischen Debatte zu stellen. Eine hochkarätig besetzte Ethikkommission

aufzulösen, nur weil sie ihre Kontrollfunktion ernst nimmt und ein unbequemes, aber

klares Urteil fällt, ist ein autoritärer Akt. Wir fordern die sofortige Wiedereinsetzung

der KVW. Die Stimme der wissenschaftlichen Moral darf nicht per Rektoratsdekret

mundtot gemacht werden.“

Nico Rudolph, friedenspolitischer Sprecher der BSW-Fraktion: „Besonders schwer

wiegt, dass die Zusammenarbeit ausgerechnet mit einem Unternehmen erfolgt,

dessen Drohnen auch im Gaza-Krieg eingesetzt wurden und möglicherweise auch

im völkerrechtswidrigen Angriffskrieg auf den Iran zum Einsatz kommen. Der Rektor

der TU Dresden hätte hier allen Anlass gehabt, bei einem solchen Projekt

besondere Zurückhaltung walten zu lassen. Darauf folgte der zweite Fehler:

Whistleblower, die diesen Skandal im Interesse der Gesellschaft ans Licht gebracht

haben, sind nicht mit Strafverfahren zu überziehen. Ihnen ist für die Information

gegenüber der Öffentlichkeit vielmehr zu danken. Das Rektorat muss die Anzeige

sofort zurückziehen und den Fokus der Universität wieder auf friedliche, zivile

Forschung lenken.“

Rudolph verweist zudem darauf, dass die nun bekanntgewordene Zusammenarbeit

offenbar kein Einzelfall ist: „Bereits in der Vergangenheit war die TU Dresden an

Forschungsprojekten beteiligt, an denen israelische Rüstungsunternehmen

mitwirkten. Umso dringlicher stellt sich die Frage, welche weiteren Kooperationen

mit militärischem oder sogenanntem Dual-Use-Bezug derzeit an sächsischen

Hochschulen bestehen. Die Öffentlichkeit hat ein Recht darauf, dies zu erfahren.“

Der Abgeordnete fordert die TU Dresden auf, sämtliche laufenden und

abgeschlossenen Projekte mit militärischem oder Dual-Use-Bezug offenzulegen.

Einigung zur Kommunalfinanzierung: Investitionsstau bleibt

Herausforderung (1.6.2026)

Zur Einigung zwischen dem Freistaat Sachsen und den kommunalen

Landesverbänden über den kommunalen Finanzausgleich für die Jahre 2027 und

2028 erklärt der kommunalpolitische Sprecher der BSW-Fraktion im Sächsischen

Landtag Bernd Rudolph:

„Die Verständigung auf einen Soziallastenausgleich und die Dynamisierung der Kita-

Finanzierung ist ein Schritt in die richtige Richtung. Viele der jetzt vereinbarten

Maßnahmen greifen Forderungen auf, die von der kommunalen Ebene seit Jahren

erhoben werden. Es ist richtig, dass Land und Kommunen gemeinsam nach

Lösungen suchen, um die Handlungsfähigkeit der Städte, Gemeinden und

Landkreise zu sichern.“

Der Abgeordnete sieht in der Einigung zugleich eine Bestätigung der Warnungen

vieler Kommunen: „Die jetzigen Maßnahmen zeigen, dass die Sorgen der Städte,

Gemeinden und Landkreise berechtigt waren. Die finanzielle Belastung der

kommunalen Haushalte hat ein Ausmaß erreicht, das nicht länger ignoriert werden

konnte. Dass nun nachgesteuert wird, ist deshalb notwendig und richtig.“



Insbesondere die stärkere Beteiligung des Freistaates an den steigenden

Sozialausgaben sei ein wichtiges Signal. „Die Kommunen dürfen mit den Folgen

bundesgesetzlicher Entscheidungen nicht allein gelassen werden. Die jetzige

Einigung lindert die Symptome, beseitigt aber nicht die Ursachen. Die eigentlichen

Kostentreiber vieler kommunaler Haushalte liegen in Bundesgesetzen, deren

Finanzierung häufig nicht ausreichend mitgedacht wird. Deshalb erwarten wir von

der Staatsregierung, dass sie die Interessen der sächsischen Kommunen in Berlin

deutlich selbstbewusster vertritt. Das Konnexitätsprinzip darf keine politische Floskel

bleiben. Wer Leistungen beschließt, muss auch die Kosten tragen – und zwar

vollständig.“

Gleichzeitig warnt Rudolph davor, die Einigung als Lösung aller kommunalen

Finanzprobleme zu betrachten. „Die Vereinbarung verschafft Luft, sie beseitigt aber

nicht die strukturellen Probleme. Viele Kommunen kämpfen weiterhin mit

erheblichen Haushaltsdefiziten und einem gewaltigen Investitionsstau bei Schulen,

Kindertagesstätten, Straßen, Brücken, Sportstätten sowie der kommunalen

Daseinsvorsorge.“

Nach Auffassung des BSW braucht es deshalb weitere Schritte zur Stärkung der

kommunalen Investitionskraft. „Die Kommunen wissen selbst am besten, wo vor Ort

investiert werden muss. Statt immer neuer Förderprogramme mit komplizierten

Antrags- und Nachweisverfahren sollten Städte und Gemeinden deutlich mehr

pauschalisierte Investitionsmittel erhalten. Das schafft Planungssicherheit, reduziert

Bürokratie und ermöglicht Investitionen dort, wo sie tatsächlich benötigt werden.“

Der Fachpolitiker verweist dabei auch auf die Chancen zusätzlicher Investitionsmittel

aus Bundes- und Landesprogrammen: „Jeder Euro, der direkt und unbürokratisch in

den Kommunen ankommt, stärkt die örtliche Infrastruktur und verbessert die

Lebensqualität der Bürger. Deshalb müssen die kommenden Haushaltsberatungen

genutzt werden, um die kommunale Ebene weiter zu entlasten und ihre

Investitionsfähigkeit nachhaltig zu stärken. Unser Ziel müssen verlässliche,

pauschalierte Investitionsmittel sein, die den Kommunen eigene

Gestaltungsspielräume eröffnen, statt sie in immer neue Förderkulissen zu zwingen.“

Leistungsfähige Kommunen sind die Grundlage eines funktionierenden Staates. Wer

das Vertrauen der Bürger in die öffentliche Hand stärken will, muss die Städte,

Gemeinden und Landkreise finanziell so ausstatten, dass sie ihre Aufgaben auch

tatsächlich erfüllen können.“

Zukunft freier Schulen sorgt für Diskussionen (20.5.2026)

In einer Aktuellen Debatte im Sächsischen Landtag diskutierten die

bildungspolitischen Sprecher der Fraktionen zum aktuellen Antrag der Grünen

‚Bildungsvielfalt braucht Verlässlichkeit. Freie Schulen stärken‘.

Anlass des Antrags und der dazu geführten Debatte ist Prüfauftrag Nr. 35 der

Sächsischen Landesregierung vom 20. Januar 2026, der das Sächsische

Staatsministerium für Kultus (SMK) beauftragt, im Rahmen der Haushaltsaufstellung

2027/2028 die Zuschussregelungen für Schulen in freier Trägerschaft zu prüfen.

Dieser Prüfauftrag erfüllt Eltern von Kindern, die in freien Schulen lernen und den

Landeselternrat Sachsen mit Sorge. Eine weitere finanzielle Benachteiligung freier



Schulen wird befürchtet.

Der bildungspolitische Sprecher der BSW-Fraktion Lars Wurzler beschrieb in seiner

Rede den Aufwuchs freier Schulen im Freistaat in den Jahren des wirtschaftlichen

Aufschwungs, deren Zahl sich seit den neunziger Jahren stetig gesteigert hat: von

121 Mitte der Neunziger bis 431 im zurückliegenden Schuljahr. Er würdigte deren

Leistungen und spezifischen Potenziale im Bildungsprozess.

Zugleich stellte Wurzler jedoch – anders als die anderen Redner – eine Frage in den

Raum: „Warum entscheiden sich Eltern in Sachsen immer öfter, ihr Kind an einer

freien Schule lernen zu lassen? Die Antwort liegt nahe, wenn man sich die Situation

staatlicher Schulen ansieht, die Bausubstanz mancher Schule, ungesicherte

Finanzierung von Unterstützungspersonal, das Maßnahmenpaket des SMK zur

‚Verbesserung der Unterrichtsversorgung‘, das die Lehrkräfte weiter belastet statt

entlastet. Bildung ist eine der wichtigsten Aufgaben des Staates. Es geht daher in

erster Linie darum, staatliche Schulen zu stärken, damit diese Schulen nicht

weiterhin in dieser Größenordnung von Eltern gemieden werden. Lehrkräfte

staatlicher Schulen leisten trotz der mangelnden Rahmenbedingungen

Hervorragendes.“ Auf einen Hinweis zu mangelnder Wertschätzung für staatliche

Schulen bei einzelnen bildungspolitischen Sprechern von Landtagsfraktionen konnte

Wurzler nicht verzichten.

Wurzlers Fazit: „Die angespannte Haushaltslage trifft staatliche wie freie Schulen,

das ist leider Realität. Man darf also nicht verkennen, dass freie Schulen nicht

außen vor bleiben können. Dennoch darf der Landtag nicht zulassen, die Existenzen

freier Schulen und damit der dort engagierten Pädagoginnen und Pädagogen zu

gefährden. Die in freie Schulen investierten Mittel müssen zumindest das bisherige

Niveau behalten. Das BSW steht bereit, sich dafür einzusetzen, ggf. mit einem

Änderungsantrag, der parteiübergreifend auf den Weg gebracht wird.“

BSW setzt Entlastung für Sachsens Fleischerhandwerk gegen ideologische

Blockaden durch  (15.5.2026)

In der Plenarsitzung des Sächsischen Landtags wurde ein entscheidender Schritt

zur Rettung der regionalen Fleischverarbeitung getan. Der Antrag „Entlastung

kleiner Schlachtbetriebe umsetzen – Zukunft der regionalen Fleischverarbeitung

sichern“ (Drs. 8/5613) fand eine parlamentarische Mehrheit durch die Stimmen der

Fraktionen von BSW, AfD und den Grünen.

Zuvor scheiterten eigene Änderungsanträge von BSW und AfD an der Ablehnung

durch die anderen Fraktionen. „Der nun angenommene Antrag der Grünen ist zwar

nicht optimal, aber er bietet den Landwirten und kleinen Handwerksbetrieben endlich

die massiv benötigte Hilfe. Die Handlungsnotwendigkeit ist seit Jahren belegt, doch

die CDU-geführten Regierungen blieben untätig“, erklärt Ulf Lange,

landwirtschaftspolitischer Sprecher der BSW-Fraktion im Sächsischen Landtag.

Für das BSW war die Zustimmung eine Frage der inhaltlichen Konsequenz

gegenüber den Bürgern. Entgegen anderslautender Spekulationen stand eine

Ablehnung der dringend gebotenen Entlastungen für unsere Landwirte und

Metzgereien nie zur Debatte. „Wir entscheiden nach der Sache und lassen uns nicht

von taktischen Spielchen anderer Fraktionen vorschreiben, wie wir im Sinne des



Landes zu stimmen haben“, betont Lange. „Nachdem die Regierungskoalition

sowohl unsere eigenen fachlichen Initiativen als auch andere Lösungsvorschläge

blockiert hatte, blieb die Zustimmung zum vorliegenden Entwurf der einzig logische

Weg zur Hilfe für das Handwerk. Dass eine parlamentarische Mehrheit für diese

Sachpolitik zustande kam, ist ein Erfolg für den ländlichen Raum – und ein

Armutszeugnis für die Koalition und die Linke, die sich der Vernunft verweigerten.“

Besonders irritiert zeigt sich die BSW-Fraktion über das Verhalten der anderen

Parteien. Obwohl im Plenum Einigkeit darüber herrschte, dass die

Fleischhygienegebühren gedeckelt werden müssen, verweigerten CDU und SPD die

Zustimmung.

Völlig unverständlich agierte die Linksfraktion: „Trotz der klaren Ankündigung, den

Grünen zuzustimmen, knickten die Vertreter der Linken im letzten Moment ein“, so

Lange. „Sie haben bewiesen, dass ihnen ideologische ‚Werte‘ wichtiger sind als das

Überleben unserer Handwerksbetriebe.“

Absurdes spielte sich nach der Abstimmung ab: Die Grünen-Fraktion zeigte sich in

einer Pressemitteilung „bestürzt“ über die eigene Mehrheitsbildung. „Wir

respektieren, dass die Grünen im Saal über ihren Schatten gesprungen sind. Dass

sie sich nun über das Ergebnis ihres eigenen Antrags erschrecken, wirft jedoch

Fragen nach ihrer politischen Glaubwürdigkeit auf“, erklärt Ulf Lange.

Das BSW steht für eine Politik mit Verstand und ohne Scheuklappen. „Brandmauern

lösen keine realen Probleme. Gestern ist es gelungen, eine Entscheidung für die

Menschen in Sachsen zu treffen – gegen das Verantwortungsversagen von CDU,

SPD, Linken und dem ideologischen Zögern der Grünen“, so Ulf Lange.

BSW-Initiative: Landtag beschließt Maßnahmenpaket zu kampfmittelbelasteten

Waldflächen  (13.5.2026)

Der Sächsische Landtag hat den gemeinsamen Antrag von BSW, CDU und SPD

zum Umgang mit kampfmittelbelasteten Waldflächen mit deutlicher Mehrheit

beschlossen. Die Initiative für das Thema und die parlamentarische Befassung ging

maßgeblich vom BSW aus. Ziel ist es, die Einsatzfähigkeit bei Waldbränden auf

munitionsbelasteten Flächen zu verbessern und den Schutz der Einsatzkräfte

nachhaltig zu stärken.

Der BSW-Landtagsabgeordnete Jens Hentschel-Thöricht erklärte dazu:

„Das BSW hat dieses Thema frühzeitig auf die politische Tagesordnung gesetzt, weil

die Waldbrände der vergangenen Jahre gezeigt haben: Unsere Einsatzkräfte stoßen

auf kampfmittelbelasteten Flächen an reale Grenzen. Es reicht nicht, Probleme zu

verwalten – man muss sie endlich strukturell angehen.“

Der beschlossene Antrag fordert unter anderem:

ein landesweites risikobasiertes Maßnahmenkonzept,

die Prüfung und Verbesserung geschützter Einsatztechnik,

die Stärkung des Kampfmittelbeseitigungsdienstes,

bessere Koordinierungsstrukturen zwischen Behörden,

eine langfristig gesicherte Finanzierung von Räummaßnahmen,

sowie die Weiterentwicklung des Kampfmittelbelastungskatasters für die

praktische Einsatzplanung.



Aus Sicht des BSW ist entscheidend, dass Sachsen damit erstmals einen

systematischen Ansatz für den Umgang mit munitionsbelasteten Waldflächen

schafft.

„Die Gohrischheide hat deutlich gemacht, dass klassische Einsatzkonzepte an

Grenzen stoßen, wenn Waldbrand und Kampfmittelbelastung zusammentreffen.

Genau deshalb haben wir als BSW darauf gedrängt, nicht länger nur über einzelne

Technikfragen zu reden, sondern endlich ein strategisches Gesamtkonzept auf den

Weg zu bringen“, so Hentschel-Thöricht.

Besonders wichtig sei dabei der fachliche Ansatz des Antrages:

Nicht kurzfristige Symbolpolitik, sondern ein belastbares taktisches

Waldbrandkonzept müsse die Grundlage weiterer Entscheidungen sein.

„Wer einfach irgendeine Spezialtechnik bestellt, ohne vorher ein taktisches Konzept

zu entwickeln, denkt das Problem nicht zu Ende. Das BSW hat deshalb bewusst auf

einen strukturierten und praxisnahen Ansatz gesetzt: erst analysieren, dann planen

und anschließend gezielt beschaffen.“

Der Antrag greift zudem Erfahrungen aus besonders betroffenen Regionen wie der

Gohrischheide auf. Dort wurden in den vergangenen Jahren bereits wichtige

praktische Erkenntnisse zu Brandschutzstreifen, sicheren Wegen und

Einsatzabläufen gesammelt. Diese Expertise soll künftig landesweit genutzt werden.

Hentschel-Thöricht abschließend:

„Dieser Beschluss ist ein Erfolg sachorientierter Politik. Das BSW hat dafür gesorgt,

dass ein lange unterschätztes Sicherheitsproblem endlich ernsthaft behandelt wird.

Jetzt kommt es darauf an, die beschlossenen Maßnahmen konsequent umzusetzen.

Sicherheit darf nicht am Geld scheitern.“

Energieminister Panter im Blindflug – Festhalten an Windkraftausbau trotz

gescheiterter Energiewende (12.5.2026)

Dirk Panter schürt mit einem Interview für die Sächsische Zeitung Zweifel an seiner

Eignung als Energieminister. Er will den Ausbau der Windkraft weiter vorantreiben,

obwohl die Strompreise aufgrund der Subventionen für erneuerbare Energie in

Deutschland auf Weltrekordniveau sind. Er ignoriert die Tatsache, dass mittlerweile

die erzielte Leistung aus erneuerbaren Energiequellen trotz ständig weiter

steigender Installationszahlen nicht wächst. Ebenso negiert er den Fakt, dass

Rotoren von Windenergieanlagen eben nicht recycelt werden können.

Ralf Böhme, energiepolitischer Sprecher der BSW-Landtagsfraktion: „Es ist

hochproblematisch, dass Herr Panter die neue Abhängigkeit bei Erdgas von den

USA für richtig hält und keine Gefahr darin sieht, dass Sachsen und Deutschland

mittlerweile den Turbulenzen der internationalen Märkte bei Gaslieferungen voll

ausgesetzt sind. Nichts anderes heißt es, wenn er Gaslieferungen aus Russland

weiterhin verhindern will.“

Ministerpräsident Michael Kretschmer ist da – leider nur verbal – bereits weiter und

sollte im Interesse des Freistaats entsprechend auf seinen Energieminister

einwirken.

Die BSW-Fraktion im Landtag fordert weiterhin einen konsequenten Einsatz der

Staatsregierung auf Bundesebene für eine Korrektur der Windenergie-Flächenziele



und der CO2-Reduktionsziele sowie für die Reparatur der NordStream-Pipeline und

deren Nutzung für den direkten Erdgasbezug aus Russland.

Rüstung ist keine Arbeitsmarktpolitik – BSW warnt vor falschen

Versprechungen für Leipzig und Sachsen (24.4.2026)

Leipzigs Wirtschaftsbürgermeister Clemens Schülke (CDU) setzt auf den

Verteidigungs- und Rüstungssektor, um die Schwächen des sächsischen

Arbeitsmarktes zu kompensieren. Unterstützung bekommt er von

Wissenschaftsminister Sebastian Gemkow (CDU), der eine ‚große Offenheit‘ der

Wissenschaft für Rüstungsforschung sieht. Die BSW-Fraktion im Sächsischen

Landtag warnt davor, das Versagen der eigenen Arbeitsmarktpolitik durch

kurzfristige Rüstungsmilliarden kaschieren zu wollen.

Dazu erklärt Eric Recke, arbeitspolitischer Sprecher der BSW-Landtagsfraktion:

„Die Probleme des sächsischen Arbeitsmarktes lassen sich nicht mit

Rüstungsaufträgen lösen. Die Wahrheit ist: Während die Automobilindustrie

schwächelt, traditionelle Arbeitsplätze wegbrechen und die Jugendarbeitslosigkeit

steigt, springt die Politik auf den nächsten Hype auf. Jetzt soll die Rüstung die Lücke

schließen. Das ist nicht nur kurzsichtig, sondern auch gefährlich.

In Großenhain scheiterte eine Rheinmetall-Fabrik, die F35-Produktion kam nicht und

die Wartungsbasis für Transporthubschrauber ging ebenfalls nicht nach Sachsen.

Lediglich ein kleiner Standort in Görlitz und nun eine Außenstelle eines Fraunhofer-

Instituts mit 15 Mitarbeitern in Leipzig – das ist keine Strategie, das ist Aktionismus.

Dass ausgerechnet Wissenschaftsminister Gemkow nun von einer ‚großen

Offenheit‘ der Wissenschaft für Rüstungsforschung spricht, zeigt, wie sehr die CDU

die Prioritäten falsch setzt. Statt in zivile Zukunftsindustrien zu investieren, wird der

Weg in die militärische Abhängigkeit geebnet. Wir brauchen eine Wirtschaftspolitik,

die sich nicht von Krisenmilliarden treiben lässt.

Die Menschen in Leipzig und ganz Sachsen brauchen verlässliche Arbeitgeber und

zukunftsfeste Branchen – nicht Profite auf Kosten des Friedens.“

BSW-Antrag zum Sachsenring nun über Umweg in Umsetzung – Fankultur am

Sachsenring soll immaterielles Kulturerbe werden (10.4.2026)

Der Freistaat Sachsen hat die Fankultur des Sachsenrings zur Aufnahme in das

Bundesweite Verzeichnis des Immateriellen Kulturerbes vorgeschlagen und handelt

damit in Übereinstimmung mit dem BSW-Antrag „Rrrräng-gedäng-gedäng!

Bewerbung Fankultur am Sachsenring als immaterielles Kulturerbe unterstützen“

(Drs. 8/4106), den das BSW bereits im September 2025 in den Sächsischen

Landtag eingebracht hat, der im Plenum jedoch keine Mehrheit fand. Gleichzeitig

wurde die Fankultur des Sachsenrings in die Sächsische Liste des immateriellen

Kulturerbes aufgenommen.

Der Initiator des BSW-Antrages, Nico Rudolph, dazu: „Es ist gut und richtig, dass der

Freistaat sich hier hinter den Sachsenring als einen Identitätsanker

Südwestsachsens stellt. Dass unser Antrag im letzten Herbst von den



Regierungsparteien mit fragwürdigen Argumenten abgelehnt wurde und nun doch

befolgt wird, ist etwas ominös, aber wir sind dankbar dafür, dass unsere Initiative

nun Früchte trägt. Hoffen wir, dass es mit der Anerkennung auf Bundesebene

klappt!“

Der sportpolitische Sprecher der Fraktion, Ralf Böhme fügt hinzu: „Der Sachsenring

und seine Fankultur ist ein herausragendes Beispiel für die Tradition des

sächsischen Motorsports. Die Rennen von internationalem Ruf waren immer auch

Aushängeschild des sächsischen Motorradbaus, der nach 1990 auch aufgrund der

Geringschätzung seitens der sächsischen Politik verschwand.“
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